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Vorwort 

Dieses Buch denkt Verwaltung personal. Am Anfang stand die Annahme, daß 
Verwaltungshandeln nicht nur auf Normen, sondern auch auf Personen zurück-
geht. Daraus ergab sich die Frage nach einem Verwaltungspersonenrecht. Im 
Zentrum der Untersuchung steht die These: Der Vertreter der Behörde handelt 
keineswegs (nur) als Bote des Parlaments oder als Bote des Ministers, auch nicht 
als Vorbote des Richters. Er handelt in und aus einer komplexen Organisation, 
der Teil-Einheit Behörde und deren Recht - Innenrecht in gewisser Selbstän-
digkeit, als Repräsentant des Staates. 

Ich habe das Buch in jener „Abhängigkeit" verfaßt, die dem Juniorprofessor 
erspart bleiben soll. In Wirklichkeit habe ich in denkbar größter Freiheit ge-
schrieben. Das verdanke ich meinem Habilitationsvater Professor Dr. Reinhard 
Mußgnug. Seinerseits dem akademischen Prinzip verpflichtet, hat er mir von 
1996 bis 2002 akademische Freiheit ermöglicht, im Geiste der Ruperto Carola 
Heidelbergensis: Semper apertus. Auch Professor Dr. Dr. h.c. Eberhard Schmidt-
Aßmann hat mir Wege gewiesen, mit seinen Schriften, als Zweitgutachter und 
weit darüber hinaus. Beiden Lehrern bin ich dankbar verbunden; die Widmung 
dieses Buches kann nur eine deklaratorische sein. 

Heidelberg, im Juli 2003 Ulrich Hufeid 
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Erstes Kapitel 

Verwaltungspersonenrecht 



§ 1 Verfassungsrechtliche Prolegomena 

I. Der Staat als Organisation und die Quis iudicabit-Frage 

Der Staat ist die organisierte Allgemeinheit. Dieser Satz deutet eine teleologische 
Richtungsbestimmung an, die Zweckhaftigkeit des Staates, gerichtet auf das 
Wohl aller, auf das Gemeinwohl. Das beigegebene Attribut verweist auf ein 
Strukturmerkmal, das nicht nur den modernen Staat, sondern schlechthin jede 
Staatlichkeit auszeichnet: Der Staat ist eine Organisation. 

Hinter dieser Beschreibung verbirgt sich eine normative Tendenz, womöglich 
eine Verheißung: Die Organisation verdränge, oder domestiziere wenigstens per-
sonale Herrschaft, rechtliche Verfeinerung der Organisation fördere den Staats-
zweck, „Herrschaft von Menschen über Menschen" höre auf - kurz und formel-
haft: Staatsbildung erscheint idealiter als Vorgang der Entmachtung durch Ent-
personalisierung. Realiter setzt die Geschichte des modernen Staates mit eminen-
ter Machtentfaltung absoluter Fürsten ein, und doch zugleich mit fundamenta-
len, historisch unhintergehbaren Unterscheidungen: Die Staatsidee scheidet 
Staatszwecke von fürstlich-selbstherrlich gesetzten Zwecken 1 , scheidet Staatsge-
walt von persönlicher Gewalt. Der Fürst wird zum Organ, der König zum ersten 
Vertreter des Staates, aus seinen Dienern werden Staatsbeamte. 

Otto Mayer beschrieb den Polizeistaat - entwicklungsgeschichtlich verortet zwischen den 
landesherrlichen Hoheitsrechten und dem Rechtsstaat - und die mit ihm heraufziehende 
Staatsidee wie folgt2: „Die Polizei, welche dem Ganzen den Stempel gibt, wird zu einer 
planmäßigen Bearbeitung des zur Verfügung stehenden Menschenmaterials, um es einem 
großen Ziele entgegenzuführen. Die Staatsidee tritt in den Vordergrund: nicht für sich und 
zur Geltendmachung eines ihm zustehenden Hoheitsrechtes nimmt der Fürst das alles in 
Anspruch, sondern im Namen des Gemeinwesens, das er vertritt. ... Die schrankenlos ge-
wordene öffentliche Gewalt wird ausgeübt durch den Fürsten selbst und unter ihm in sei-
nem Namen und damit zugleich im Namen des Staates durch verschiedenartiges Beamten-
tum. ... Der Fürst ist der eigentliche Träger der ungeheuren Aufgabe der Verfolgung des 
Staatszweckes. Wäre es nach Menschennatur möglich, so würde er alles allein tun. So aber 
bleibt wenigstens der Grundsatz bestehen, daß kein Gegenstand staatlicher Verwaltung 
seiner unmittelbaren Tätigkeit entzogen ist3. Wichtigere Dinge sind ihm vorbehalten, min-

1 Vgl. Zachariä, Deutsches Staats- und Bundesrecht, 1839, S.414. 
2 Deutsches Verwaltungsrecht, 1924, S.38ff. (Hervorhebungen dortselbst). 
' Siehe zur innerbehördlichen Devolution u. § 3 I 2, zum Selbsteintritt u. § 6 II 4. 
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der wichtiger bemächtigt er sich, wie sie gerade seine Aufmerksamkei t erregen4 . ... Das 
Beamtentum erhält seinen Anteil an Besorgung der Staatsgeschäfte durch den Fürsten zu-
gewiesen. ... Nach außen aber, dem Untertanen gegenüber, vertreten sie den Fürsten und 
durch ihn den Staat und sind innerhalb des Spielraums ihres Auftrags und ihrer Vollmacht 
ebendeshalb rechtlich unbeschränkt 5 . " 

Als Organisation fügt sich der Staat gleichsam von Natur aus der konstitutionel-
len Machtbegrenzungsidee6. Auch historisch versöhnt sich die Staatsidee mit der 
Rechtsidee. Am Anfang der modernen Entwicklung steht im 18. Jahrhundert die 
Lehre vom Fiskus, die das Staatsvermögen für Staatszwecke vom Privatvermö-
gen des Landesherrn separiert und die Staatsperson als vermögensfähige Person 
des Zivilrechts angreifbar macht7. Die Idee der ,Staatssouveränität' konstruiert 
den Staat als öffentlichrechtliche Person „über den Menschen"8. Die Verfas-
sungsidee erhebt zum rechtsstaatlichen Programm, daß Gesetze und nicht Men-
schen herrschen - und dieses Versprechen lebt fort im Verfassungsstaat der Ge-
genwart9. 

Erübrigt also der geschlossene Verfassungsstaat die alte Quis iudicabit-Frage, 
weil in der Einheit vollorganisierter Staatlichkeit nur mehr eine juristische 
Staatsperson figuriert, alle natürlichen Personen aber als Organe in der Staatsor-
ganisation ihrer Persönlichkeit verlustig gehen? Immerhin: Das Grundgesetz 
kennt die „Abgeordneten des Deutschen Bundestages" (Art. 38 Abs. 1 Satz 1), 
und die rechtsprechende Gewalt „ist den Richtern anvertraut" (Art. 92 Halbs. 
1); beiläufig tauchen Verwaltungsbeamte auf (z.B. Art. 36 Abs. 1 Satz 1). Die Re-
de von einer „Richterpersönlichkeit" klingt vertraut. Demgegenüber erscheint 
„Gesetzgebungsperson" als Unwort. Wenn ein Mitglied des Deutschen Bundes-
tages, wie es in den 1990er Jahren gelegentlich vorkam, seinen Redebeitrag im 

4 Zum Vorbehalt der Hierarchie (Zeichnungsvorbehalt) u. § 3 II A 4. 
5 Zur Prokura der Behördenvertreter u. § 7 I B 2 und II 4. 
6 Isensee, in: HStR I, § 13 Rdnr. 57: „In der Idee der Verfügbarkeit und Machbarkeit ist die 

der Verfaßbarkeit angelegt: daß die Organisation des Staates mit dem Instrumentarium des 
Rechts erfolgt und der Organisationsplan in einem Verfassungsgesetz beurkundet und verbind-
lich gemacht werde"; Hasso Hofmann, JZ 1999,1065 (1069f . ) . - Abbé Sieyes, Was ist der drit-
te Stand?, in: ders., Politische Schriften 1788-1790, 1981, S. 117 (166): „So existiert die Kör-
perschaft der Stellvertreter, der die gesetzgebende Gewalt oder die Ausübung des gemeinschaft-
lichen Willens anvertraut ist, nur in der Art und Weise, wie die Nation es bestimmt hat. Ohne 
solche Verfassungsbestimmungen ist sie nichts; nur durch sie kann sie handeln, lenken und be-
fehlen." 

7 Zum Anteil des Fiskus an der „Persönlichkeitsentwicklung" des Staates und zur Ungleich-
zeitigkeit von fiskalstaatlicher und hoheitsstaatlicher Entwicklung Mußgnug/Hufeld, in: Dol-
zer/Vogel/Graßhof (Hg.), Bonner Kommentar zum GG, Art. 134 Rdnr. lOff. (Nachw.). 

8 So Stolleis, Geschichte des öffentlichen Rechts in Deutschland, Bd. 2, 1992, S. 108, mit 
Blick auf Albrechts Maurenbrecher-Rezension. Stolleis schildert das Konzept der ,Staatssouve-
ränität' als Ausweg aus dem dualistischen Dilemma von Fürst und Volk im Vormärz (ebda 
S. 106 ff.). 

9 Paul Kirchhof, in: HStR I, § 19 Rdnr.21; Isensee, in: FS Heymanns Verlag (1995), S.571 
(582 ff.). 
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Plenum mit der Wendung einleitet „Wir als Gesetzgeberinnen und Gesetzgeber 
. . . " , so wird darin niemand eine staatsrechtlich plausible Identitätsbestimmung 
erkennen10. Der gängige Anspruch der Interpreten, das Gesetz besser zu verste-
hen als seine Urheber, setzt die Ablösung des Gesetzes vom Gesetzgeber und erst 
recht von den Personen voraus, die hinter den - wie formuliert wird - „sich" 
selbst „konstituierenden" Gesetzgebungsorganen als Mediatisierte verschwin-
den. Die Verdrängung der konkret-persönlichen Normschöpfer macht nicht ein-
mal vor der historischen Auslegung halt, wenn die genetische Interpretation als 
historische Auslegung im weiteren Sinne mit traditioneller Interpretation (histo-
rische Auslegung im engeren Sinne) konkurriert11. 

Die erste, auf die Erste Gewalt bezogene Antwort lautet: Auch das Gesetz geht 
auf Personen zurück. Aber die Distanzierung von „Gesetzgebungspersonen" 
fällt leicht, weil sie die Rechtsform der Distanz handhaben. Gegeben von der All-
gemeinheit selbst im Plebiszit oder von Vertretern des ganzen Volkes, bleibt das 
Gesetz als allgemeines auch gegenüber seinen Adressaten auf Distanz. Der mit 
der Allgemeinheit des Gesetzes verbundene Distanzschutz entschärft die Quis iu-
dicabit-Frage12. Dann aber stellt sich eben diese Frage in aller Schärfe für die Ein-
zelfall-Gewalten, einerlei ob sie gesetzesfrei agieren oder als Interpreten und An-
wender des Gesetzes jene Distanz überbrücken. Hier scheint jeder Ausweg ver-
stellt. Wer einmal mit dem Strafrichter, Standesbeamten oder Vollzugspolizisten 
in Kontakt kommt, wird fortan zugeben, daß die Staatsorganisation des leibhaf-
tigen Justiz- und Verwaltungspersonals nicht entraten will. 

Für die Dritte Gewalt allerdings hält das Verfassungsrecht eine Norm bereit, 
die das Justizpersonenrecht fundamentiert, von daher die Verwiesenheit des 
Staates auf Personal bekräftigt, aber zugleich willkürliche Personalisierung strikt 
unterbindet: die Garantie des gesetzlichen Richters'. „Niemand darf seinem ge-
setzlichen Richter entzogen werden", Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG. Das ist eine in-
geniöse Verteidigung der Organisationsidee gegen allzu menschliche Bestrebun-
gen. Das Prinzip der Vorausbestimmung, das die Norm festschreibt, verhindert 
Personenwillkür insofern, als der Fall zum Richter kommt und nicht umgekehrt 
der Richter zum Fall. Der ungesetzliche Richter begegnet als Unperson von Ver-
fassungs wegen. Der rechtsuchende Bürger muß nicht befürchten, „sich einem 
Richter gegenüberzusehen, der mit Blick auf seinen Fall und seine Person bestellt 
worden ist"1 3 . Der iudex ad hoc ist nicht der gesetzliche Richter. Schon der Be-
griff bekundet, daß der Richter, mag er auch als solcher durchweg für konkrete 

10 BVerfGE 90, 286 (342) - AWACS: „Der Bundestag ist nicht lediglich die Summe seiner 
Mitglieder . . . " . 

11 Siehe dazu Brugger, in: AöR 119 (1994), S. 1 (26f.). 
12 Abgesehen von der Gesetzgebung in eigener Sache. Dazu Isensee, Nemo iudex in causa sua 

- auch nicht das Parlament?, in: FS Schiedermair (2001), S. 181 ff. 
13 BVerfGE 95, 322 (327) - Spruchgruppen; Maurer, in: FS BVerfG (2001), Bd.2, S .467 

(494 ff.). 
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Fälle zuständig sein, als gesetzlicher' an der Rechtsform der Distanz und deren 
Abstraktionsleistung teilhat. Insoweit also Distanzschutz auch in der Justiz. 

Nichts davon im Bereich der Zweiten Gewalt. Offenbar denkt niemand daran, 
einem institutionellen Gesetzesvorbehalt auf Personenebene das Wort zu reden 
oder den Verwaltungsbeamten als Richter i.S. des Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG an-
zusehen und von dort auf einen gesetzlichen Verwaltungsbeamten' zu schließen. 
Nicht die Analogie, sondern der Umkehrschluß grundiert das Verwaltungsperso-
nenrecht14. Nur der iudex ad hoc, nicht der magistratus ad hoc hat die Verfas-
sung gegen sich. Steht damit ein verfassungsrechtliches Versäumnis zur Diskus-
sion? Oder das Proprium der Exekutive: „Verwaltung - immer eine Form Per-
sönlicher Gewalt" und „Persönliche Gewalt als ,menschliche Herrschaft'"15? 
Wer übt sie aus? 

Diese Quis iudicabit-Frage scheint nach allen Seiten offen. Sie stellt sich auch 
nach Wahrnehmung der Personalgewalt, als Thema der Organisationsgewalt16 

und Geschäftsleitung in der personell ausgestatteten und damit handlungsfähi-
gen, aber noch nicht auf die Entscheidung im Einzelfall hin formierten Behörde. 
Insbesondere ist die Verdrängung des geschäftsplanmäßig zuständigen Beamten 
und die Einsetzung des magistratus ad hoc - abgesehen von sachfremden, per-
sönlich-schikanösen Eingriffen in die Geschäftsverteilung - eine Maßnahme der 
Organisationsgewalt, nicht der Personalgewalt. Wäre nicht gerade hier weiteres 
Terrain zu gewinnen für die Organisationsidee, wenn der gesetzliche Verwal-
tungsbeamte' Einzug hielte? Die Quis iudicabit-Frage wäre immerhin auf dem 
Niveau des Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG geklärt und das Problem der Persönlichen 
Gewalt leichter erträglich. Das weitere besorgt das organisierte Amt: „Die alte 
republikanische Idee, daß Gesetze herrschen sollen und nicht Menschen, reibt 
sich an der staatlichen Wirklichkeit: daß die Gesetze nicht aus sich selbst heraus 
herrschen, sondern daß sie der Menschen als Mittler bedürfen, die sie interpretie-
ren und anwenden. Doch zwischen dem Ideal der Herrschaft der Gesetze und der 
realen Verwiesenheit auf Interpretation und Vollzug vermittelt das staatlich or-

14 BVerfGE 8, 155 (167f.); Köngen, in: W D S t R L 16 (1958), S. 154 (177); Ossenbühl, Ver-
waltungsvorschriften und Grundgesetz, 1968, S.265; Mußgnug, Das Recht auf den gesetzli-
chen Verwaltungsbeamten?, 1970, S.9ff., sowie - alle mit Verweis auf Mußgnug, a.a.O. -
BFHE 133, 340 (344); Forsthoff, Verwaltungsrecht, 1973, S.437 Fn. 1; Dürig, in: Maunz/Dü-
rig, GG, Art.3 Abs. I Rdnr.48 Fn. l ; Paul Kirchhof, in: VerwArchiv 66 (1975), S .370 (382); 
Schnapp, in: A5R 105 (1980), S.243 (275); v. Mutius, NJW 1982, 2150 (2155); Rasch, DVB1. 
1983, 617 (618); Groß, Das Kollegialprinzip in der Verwaltungsorganisation, 1999, S. 60; Isen-
see, in: FS Schiedermair (2001), S.181 (184); Hufen, Fehler im Verwaltungsverfahren, 2002, 
Rdnr. 94; Bonk/Schmitz, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, §3 Rdnr. 5; Kopp/Ramsauer, 
VwVfG, § 20 Rdnr. 64. Kritik am Umkehrschluß bei Schenke, in: VerwArchiv 68 (1977), S. 118 
(130). 

15 Überschriften bei Leisner, Demokratie, 1998, S.837 und 852. 
16 Abgrenzung Personalgewalt und Organisationsgewalt: Lecheler, Die Personalgewalt öf-

fentlicher Dienstherren, 1977, S. 74ff., S. 135 zum Geschäftsverteilungsplan. 



6 1. Kapitel: Verwaltungspersonenrecht 

ganisierte Amt, das angelegt ist auf den dienenden Gehorsam des Interpreten, 
auf Versachlichung und Entsubjektivierung." 1 7 

D a ß die Verfassung das Prinzip der Vorausbestimmung im Bereich der Verwal-
tung nicht gebietet, bedeutet nicht, daß sie es verbietet. Der Frage, o b die Sache 
der Verwaltung mit einem gesetzlichen Verwaltungsbeamten' gewönne, oder 
ganz im Gegenteil mit dem Recht freier Selbstformation, geben zwei prägnante 
Stellungnahmen Kontur: die Bachofsche Formel und die Bettermannsche Glei-
chung, auf den ersten Blick gegensätzliche Positionen an den Rändern des Spek-
trums. 

II. Die Bachofsche Formel und die Bettermannsche Gleichung 

Sie rekurrieren auf die Funktionen der Verwaltung und auf ihr Verhältnis zur 
Rechtsprechung: 

„In dem Umfang, in dem die Verwaltung Rechtsschutzfunktionen übernimmt, tritt an die 
Seite des gesetzlichen Richters' notwendig auch der gesetzliche Verwaltungsbeamte'."18 

(Bachofsche Formel) 
„Es gilt die Gleichung: je mehr und je bessere Verwaltungsgerichtsbarkeit, desto weni-

ger Justizförmigkeit der Verwaltung! Die Fesselung der Verwaltung durch die Verwal-
tungsgerichtsbarkeit auf der einen Seite bringt ihr auf der anderen Seite einen Zuwachs an 
Freiheit: nämlich zu raschem, rationellem und formlosem Vorgehen."19 (Bettermannsche 
Gleichung) 

Bachof hat freilich vorab klargestellt, daß er einer justizförmigen Gestaltung des 
Verwaltungsverfahrens nicht das Wort reden will2 0 . Und Bettermann seinerseits 
hat die Gleichung auch in ihrer umgekehrten Fassung gelten lassen: J e weniger 
Verwaltungsgerichtsbarkeit gewährt werde, um so mehr müsse das Verwal-
tungsverfahren verförmlicht und verprozessualisiert werden 2 1 . 

Der Rekurs auf die Funktionen der Verwaltung überzeugt; die Bezugnahme 
auf das Verhältnis zur Justiz fordert indessen verfassungsrechtliche Kritik her-
aus. Das Grundgesetz stellt mit der Rechtsschutzgarantie keinen Freibrief für le-
gere Verwaltung aus. Ein Signal, das den Verwaltungsbeamten freistellte in der 
Erwartung, daß sich nach ihm noch einmal ein Richter der Sache des Bürgers an-
nehme, wiese in die falsche Richtung. Vielmehr hat der Verwaltungsbeamte zu 

17 Isensee, in: HStR I, § 13 Rdnr. 127. Vgl. Leisner, Demokratie, S. 845: „Entpersönlichung" 
im modernen Berufsbeamtentum - „Doch manche Züge Persönlicher Gewalt trägt es auch heu-
te noch weiter, in die normativ herrschende Demokratie hinein." 

18 Bachof, in: WDStRL 16 (1958), S.266 (Diskussionsbeitrag). 
19 Bettermann, in: WDStRL 17 (1959), S. 118 (168f., Hervorhebungen dort). Auf dieser Li-

nie auch Mußgnug, in: Hill (Hg.), Zustand und Perspektiven der Gesetzgebung, 1989, S.23 
(40). 

20 Bachof, in: WDStRL 16 (1958), S.265. 
21 Bettermann, in: WDStRL 17 (1959), S. 118 (169). 
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unterstellen, daß er letztverbindlich entscheidet; daß der Bürger nicht erst Rich-
terpersönlichkeiten, sondern auch Verwaltungspersonen, ja überhaupt staatli-
cher Autorität vertraut; daß der Bürger womöglich ein langwieriges, unwirt-
schaftliches oder sonst risikobehaftetes Gerichtsverfahren scheut; daß der Bür-
ger eine Rechtsmittelfrist versäumt oder aus anderen Gründen seine Rechte 
falsch beurteilt; und, auch wenn ein Gerichtsverfahren nachfolgt: das Gericht 
kassiert rechtswidrige Verwaltungsakte, nicht aber rechtmäßige Verwaltungsak-
te minderer Qualität. Die Verwaltung schuldet dem Bürger kein teilwertiges und 
ergänzungsbedürftiges, sondern ein vollständiges und vollwertiges Verfahren: 
Art. 2 0 Abs. 3 , Art. 1 Abs. 3 G G . Die Funktionen der Verwaltung sind nicht im 
justiziellen Gegenlicht, sondern eigenständig zu bestimmen. 

Ihr Auftrag geht von Verfassungs wegen dahin, immer und unter allen Um-
ständen ihrer ,Bewirkungsfunktion' und ihrer ,Rechtsschutzfunktion' 2 2 gerecht 
zu werden. Sie erfüllt ihren Auftrag zudem weder volldeterminiert noch vollkon-
trolliert. Insbesondere ist dem Verwaltungsbeamten Sachverhaltsermittlung und 
Norminterpretation aufgegeben. „Der Verwaltungsakt gilt nicht darum, weil er 
die Emanation einer N o r m wäre, sondern weil die staatliche Autorität ihm Gel-
tung g ibt . " 2 3 Daraus ergibt sich eine erste Arbeitshypothese: Entsprechungen 
wie Ermessens Verwaltung/Vertretung und dann gebundene Verwaltung/Boten-
schaft kommen nicht in Betracht. Administrative Staatswillensbildung - Vertre-
tung der Behörde - findet immer statt, sie ist praktisch niemals nur Botenschaft. 
Der Vertreter der Behörde ist weder Bote des Parlaments noch Vorbote des g e -
setzlichen Richters' . 

Die Frage nach dem gesetzlichen Verwaltungsbeamten' ist damit noch nicht 
beantwortet. Die administrative Doppelfunktion, wie sie auch in der Bachof-
schen Formel anklingt, sperrt sich aber doch ersichtlich gegen eine Vereinseiti-
gung nach dem Modell des Art. 1 0 1 Abs. 1 Satz 2 G G . Die ,Rechtsschutzfunk-
tion' einem gesetzlichen Verwaltungsbeamten' anzuvertrauen, liegt nahe, und 
die ,Bewirkungsfunktion' mag eher dem magistratus ad hoc zuzutrauen sein. 
Aber auch diese Formel greift zu kurz, wenn und weil der Verwaltungsbeamte in 
jeder Organisationsfasson auf die administrative Doppelfunktion verpflichtet 
bleibt. Hier zeichnet sich eine - von Verfassungs wegen vielleicht auf Ressort-
und Behörden-, aber nicht auf der Personenebene eingeschränkte - Bandbreite 
der Gestaltungen ab, aber auch die Notwendigkeit der organisationsrechtlichen 
Gestaltung, um dem oben zitierten2 4 Vertrauen in das organisierte Amt eine fe-
stere, nicht nur amtsethische Grundlage zu geben. Dem Konzept unverrückbarer 
Vorausbestimmung steht auf der anderen Seite des Spektrums die theoretische 

22 Begriffe im Anschluß an Schmidt-Aßmann, DVB1. 1989, 533 (535): Schutzauftrag und Be-
wirkungsauftrag. 

23 Forsthoff, Verwaltungsrecht, S .224. Vgl. Leisner, Demokratie, S.839: „Im Verwaltungs-
akt setzt sich die Persönlichkeit des Anordnenden fort, nicht nur die Norm durch." 

24 Oben im Text bei Fn. 17. 
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Möglichkeit gegenüber, daß sich die Behörde in permanenter Bewegung mit 
Blick auf jeden Einzelfall neu formiert. Der Verfassung läßt sich entnehmen, daß 
die Legislative nicht jede administrative Tätigkeit vor- und die Justiz nicht jeden 
Verwaltungsvorgang nachjustieren soll. Wenn aber in der Zweiten Gewalt Ele-
mente der Selbstorganisation und Selbstkontrolle zusammenkommen mit einem 
jedenfalls teilweise selbständig zu erfüllenden Gestaltungsauftrag in der Sache, 
spricht alles dagegen, daß die Verwaltung in der Anlehnung an Art. 1 0 1 Abs. 1 
Satz 2 G G ein aufgabenentsprechendes und systemgerechtes Prinzip findet. 

So ist denn - im Sinne der Bettermannschen Gleichung, aber in der Erwartung, 
daß das Verwaltungsverfahren keine Fortsetzung im Verwaltungsprozeß findet -
nach den Vorzügen ungebundener Selbstformation behördlichen Personals zu 
fragen. Jener „Zuwachs an Freiheit: nämlich zu raschem, rationellem und form-
losem Vorgehen" mag ein Wert der ,Bewirkungsfunktion' sein (vgl. § 10 V w V f G 
zur „Nichtförmlichkeit" des Verfahrens). Er kann aber gerade auch dem Rechts-
schutz des Bürgers zugute kommen, eine Paßgenauigkeit ermöglichen, die dem 
starren System der Vorausbestimmung fremd bleiben muß. Vielleicht „schlägt 
das gerichtsverfassungsrechtlich egalitäre Recht auf den gesetzlichen Richter für 
den rechtsunterworfenen Bürger dialektisch um in ein Unterworfensein unter 
mögliche Ungleichbehandlungen" 2 5 , etwa weil der ungesetzliche Richter Z den 
Fall des Bürgers X durchschaut und auf der Linie der ständigen Rechtsprechung 
entschieden hätte, der gesetzliche Richter Y indessen die Besonderheiten des Fal-
les verkennt und falsch entscheidet. Dem setzt behördliche Geschäftsverteilung 
das Ideal entgegen, daß der Beamte Y den Beamten Z beteiligt (,Mitzeichnung') 
oder seine Substitution durch Z veranlaßt. 

Bei Carl Schmitt findet sich ein Satz, der wie eine Replik auf Dürigs Warnung 
vor dem Unterworfensein unter mögliche Ungleichbehandlungen des gesetzli-
chen Richters wirkt, freilich einer frühen Schrift aus dem Jahre 1 9 1 2 entstammt, 
dort als Kernthese präsentiert: „Eine richterliche Entscheidung ist heute dann 
richtig, wenn anzunehmen ist, daß ein anderer Richter ebenso entschieden hät-
t e . " 2 6 Dieser Satz sucht die Lösung des Problems subjektiver Interpretationsfrei-
heit in der Entsubjektivierung. Er verträgt sich mit dem in Art. 101 Abs. 1 Satz 2 
G G fixierten Justizpersonenrecht. Das Verwaltungspersonenrecht öffnet sich 
demgegenüber einer anspruchsvolleren Hypothese: Eine behördliche Entschei-
dung ist heute dann richtig, wenn anzunehmen ist, daß kein anderer Verwal-
tungsbeamter ebenso gut entschieden hätte. 

So rückt das Verwaltungspersonenrecht in einen rechtsstaatlichen Zusam-
menhang, in dem der Staat als Form der Rationalisierung des öffentlichen Le-
bens erscheint: durch „Begründung und Zuordnung der Kompetenzen und die 
Regelung der Wahrnehmung dieser Kompetenzen" , um „die staatlichen Aufga-

25 Dürig, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 3 Abs. I Rdnr.48. 
26 Carl Schmitt, Gesetz und Urteil, 2. Aufl. 1969, S. 71. 
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ben zweckmäßig und effektiv zu erfüllen"27. Schutz durch Organisation und Ver-
fahren, „Ermöglichung der Tendenz zu Sach- und Gemeinwohlrichtigkeit"28 gilt 
als Allgemeinplatz in der Grundrechtsdiskussion. Dort selbst ist zwar vielfach 
von „organisatorischen Strukturen" die Rede29, kaum jedoch von den Personen, 
die diese Strukturen beleben. Abstraktes Denken steht freilich in der besten 
Rechtsstaatstradition. Der Rechtsstaat vertraut von Anfang an entschieden auf 
die Allgemeinheit des Gesetzes. Sie ist ihm nicht nur Allgemeinwille, sondern 
auch staatsbürgerliche Freiheit, indem die Zustimmung der Volksrepräsentation 
das Prinzip der Freiheit und die Subjektstellung des Bürgers wahrt30. So verbin-
den sich mit dem Rechtsstaat eher abstrakte und „strukturelle" Muster, und für 
den Rechtsstaat im Einzelfall stehen das möglichst vollzugsfertige allgemeine 
Gesetz und der gesetzliche Richter. Konsequent verweigert die Justiz dem Kläger 
den „(angeblich) ,sachnäheren' Richter"31. 

Verkörpert demgegenüber der magistratus ad hoc - mit Blick auf die Sache des 
Bürgers in ihrer Besonderheit - die Demokratie im Einzelfall? 

III. Anonymität und Identität der Verwaltungsperson 
in der Demokratie 

Aus einer Gerichtsreportage: „Warum tötet ein Arbeitsloser einen Arbeitsamtsdirektor? 
Der Staatsanwalt sagte am Freitag, als der Prozeß vor dem Verdener Landgericht begann, 
die Tat sei aus Haß und Wut erfolgt und weil der Angeklagte den Entschluß gefaßt habe, 
den Direktor als Symbol des Arbeitsamtes und der ganzen Gesellschaft zu töten. Deshalb 
plädiert er auf Mord. Der Angeklagte sagt, der Direktor sei seine letzte Hoffnung in einer 
Situation gewesen, die ihn bis ins Herz geängstigt habe. Als er seine Hoffnung enttäuscht 
sah, habe er nicht mehr gewußt, was er tat. Das hieße Totschlag, unter Umständen gar 
Schuldunfähigkeit. " 3 2 

Auch der demokratische Staat kommt nicht umhin, zwischen Kompetenz und 
Inkompetenz zu unterscheiden. Mag auch alle Staatsgewalt vom Volk ausgehen, 
so bekundet das Volk schon mit seiner Bereitschaft zur Staatlichkeit, nicht alle 
Rechtsakte - jedes Gesetz, jeden Verwaltungsakt, jedes Urteil - selbst zu setzen; 
es teilt sich mit den besonderen Organen in die Ausübung der Staatsgewalt 

27 Zitate: Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 1995 
(Neudruck 1999), Rdnr.190. 

28 Überschrift bei Denninger, in: HStR V, § 113 vor Rdnr. 34-36. 
29 Denninger, in: HStR V, § 113 Rdnr. 34-36. 
30 Vgl. Böckenförde, Entstehung und Wandel des Rechtsstaatsbegriffs, in: FS Arndt (1969), 

S.53 (58f.). 
31 BVerwG, NJW 1980,2426; BVerwGE 81,226 (228): Unzulässigkeit der Fortsetzungsfest-

stellungsklage bei Erledigung vor Klageerhebung, wenn das verwaltungsgerichtliche Verfahren 
der Vorbereitung eines Amtshaftungsprozesses dient. 

32 FAZ Nr. 180 v. 6. 8. 2001, S. 37. Das Landgericht Verden verurteilte den Angeklagten we-
gen Totschlags zu zwölf Jahren Freiheitsstrafe (FAZ Nr. 187 v. 14. 8. 2001, S.9 und 45). 
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(Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG). Diese Gewaltenteilung gehört zum Wesen der Demo-
kratie. Daraus erklärt sich der nur scheinbar überraschende Satz: „Versteht man 
unter Volk als Ganzes einhundert Prozent der Bevölkerung, dann ist Demokratie 
ein Verfahren, in dem, beginnend mit dem Staatsangehörigkeitsrecht und dem 
aktiven Wahlrecht, so lange immer mehr Leute von der Mitbestimmung ausge-
schlossen werden, bis entscheidungsfähige Gremien entstehen"33. Das Aus-
schlußverfahren findet notwendig statt, bei Ausübung der Staatsgewalt. Die 
Aufgabe demokratischer Staatsorganisation geht dahin, diese Notwendigkeit 
mit der ungeteilten und unteilbaren Trägerschaft des Volkes (Art. 20 Abs. 2 Satz 
1 GG) zu verklammern und einen demokratischen Zurechnungszusammenhang 
herzustellen. Folgende Topoi kommen in Betracht: 
- organisierte Arbeitsteilung; 
- Hierarchie; 
- das Prinzip des Amtes und das 
- Leistungsprinzip. 
Die Demokratie bringt das Prinzip der Arbeitsteilung aus der gleichen Not her-
vor, die den absoluten Fürsten auf Diener, den konstitutionell gebundenen Mon-
archen auf „Staatsdiener" zurückgreifen ließ. Je größer der Staat, je mehr, regiert 
auch in der Demokratie das Gesetz der großen Zahl. Sie kann nicht den „Verwal-
tungsapparat" entbehren, der die Masse der notwendigen Verwaltungsentschei-
dungen bewältigt. Eine für das Volk personell noch überschaubare Vertreterver-
sammlung, etwa in der Größe eines Parlaments, wäre außerstande, alle exekuti-
vischen Staatsakte ohne Gehilfen zu erledigen. Soweit sich Arbeitsteilung aus-
breitet, verwalten aus der Sicht der Staatsbürger regelmäßig anonyme, nicht nä-
her identifizierte Amtsträger. Persönliche Amtspublizität erlangen die Amtsper-
sonen an der Spitze der Exekutive, die Verantwortung tragen und Vertrauen su-
chen in unmittelbarer Beziehung zum Parlament (Art. 65, 67, 68 GG). Verwal-
tungspersonen treten allenfalls sehr kurzfristig als Urheber einer spektakulären 
und skandalisierten (Fehl-)Entscheidung in das Licht der Öffentlichkeit. In aller 
Regel verbleiben sie im Schatten des Ministers und im Dunkel der Anonymität. 
Die „Organisation Gehlen", das „Amt Blank"34 und die „Gauck-Behörde"35 ste-
hen, wenn überhaupt, für solche Ausnahmen, die die Regel bestätigen, insbeson-
dere die aus der Organisationsidee abgeleitete Regel, daß Amtspersonen kom-
men und gehen, Amter jedoch bestehen. So entspricht die bürokratische Anony-
mität des Verwaltungspersonals vorderhand seiner Rolle in der Staatsorganisa-
tion: Funktionalität vor Identität. 

33 Roellecke, in: FS Quaritsch (2000), S. 15 (28, Hervorhebung dort). 
34 Winkler, Der lange Weg nach Westen, 2000, S. 146. 
35 Robers, Joachim Gauck. Die Biografie einer Institution, 2000, S. 120ff., 164ff. Simitis, Die 

„Gauck-Behörde": Drei Jahre danach, NJW 1994, 99: „... identifiziert man die Behörde mit ih-
rem Leiter und gibt so jene eigentlich selbstverständliche Trennung zwischen institutionalisier-
ter öffentlicher Aufgabe und wechselnder persönlicher Besetzung auf. Kein Zufall freilich. . . . " 
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- Leitbild des § 144 GVG 216, 269, 397 
- ex negativo 353 
Einzelentscheider 108ff. 
Einzelfall-Legitimation 152 ff. 
Einzelrichter 218 f. 
Entscheidungsrichtigkeit 159, 193 ,214 , 

2 2 1 , 2 4 2 , 246 f. 
- und Behördenkompetenz 261, 3 84 f. 
- und Mandat 2 1 9 , 2 2 6 , 4 0 1 
- und Zeichnungsrecht 400 
Ersatzvertretung 92, 146f., 181, 183, 275 
Etatisierung, funktionale 23 ff., 192, 277, 

279ff. , 288, 299((. 

„Fall Henrichs" 50ff. 
Finanzamt 56ff., 94 
Finanzverwaltung (Organisation) 256ff., 

258 ff. 

G 10-Kommission 187ff. 
Garantiefunktion der Unterschrift 62ff., 67 
„Gauck-Behörde" 10 
Gemeinderat 80ff., 376ff. 
Gemeindeverwaltung 77ff., 89, 382f. 
- in Hessen 163 f., 336 f. 
- und Mißbrauch der Vertretungs-

macht 338f., 376ff. 
Genehmigung fehlerhafter Vertre-

tung 325ff., 336f. , 346f. 
Gesamtvertretung 89ff., 160ff . ,281, 

340ff., 397 
Geschäftsleitungsgewalt 149, 168, 180, 

202, 256 
- und Organisationsgewalt 263 
Geschäftsordnung 
- der Bundesministerien (GGO) 45f. 
- der Ministerien der Länder 53 ff. 
Geschäftsverteilung 91 ff., 150, 154, 157f. 
- in Gesetzesform 116, 156 ff., 250, 272, 

292, 369, 402 f. 
- und Herrschaft über die Sachentschei-

dung 62, 375 
- Instabilität 46, 60, 72, 103, 136, 162 
- und kollegiale Vertretung 161 f., 163, 170 
- Prozeßcharakter 401 
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- und Spezialisierung 242 
Geschäftsverteilung, gerichtliche 71 f., 72f. , 

267 , 274, 401 
Geschäftsverteilungsplan 32f. , 308, 401 
Geschwindigkei tsüberwachung 300 
Gesetz und Behördenvertretung 156 ff. 
Gesetzlicher Prüfer 102ff . , 108, 191 
Gesetzlicher Richter 4f . , 370, 399 
Gesetzlicher Verwaltungsbeamter 5 ff., 90, 

98ff. , 122, 156ff. , 269f f . 
- und Fehlerfolgen 324ff . , 369f f . 
- und gesetzlicher Richter 123f. , 124ff . , 

156ff . 
- gesetzliches Letztentscheidungs-

recht 192 f. 
- Rechtswidrigkei tszusammenhang 375f . 
- und subjektives Recht 282f f . 
Gewaltenteilung 
- funktionelle 119, 120ff . , 250f f . 
- innerhalb der Gewalten 258 
Grundrechtseingriff 108 ff. 
Grundrechtsschutz durch Organisat ion und 

Verfahren 116 ff. 
Grundrechtsschutz durch Qual i f ikat ion (des 

Vertreters) 107 s.a. Befähigung 
Grundverhältnis/Betriebsverhältnis 144 f. 

Handlungsfähigkei t der Behörde 92ff . 
- und Gesetzmäßigkeit der Verwaltung 299 
Hierarchie 10f. , 46, 47f . , 245f f . s.a. Vorbe-

halt der Hierarchie 
- „Ausschöpfung des vorhandenen Poten-

tials" 9 6 , 1 5 3 , 1 9 7 , 2 7 5 
- und Behördenprinzip 240, 242 
- und Kollegialprinzip 175 ff., 181, 184 
- Rücksprache, Anruf , Vortrag 61 f., 154 
- Zeichnungsvorbehal te 54f . , 56, 60f. , 73, 

100, 1 6 8 , 4 0 0 
Hilfspersonal 26, 106, 296 , 313f . s.a. Ver-

waltungshilfe 

Informationsgewinnungseingriff 111 ff., 
119, 125ff . , 270ff . , 344f f . 

Innehabung und Ausübung der Staatsge-
walt 200f . , 208, 222 

Innenrecht und Außenrecht 282f . , 335f . , 
351 f., 357, 3 6 2 , 3 6 8 , 4 0 0 

Justizpersonenrecht 8, 400 s.a. Richter, ge-
setzlicher 

Köpenickiade 17, 291, 298, 310, 322, 
349f . , 394f . 

Kollegiale Vertretung 160 ff. 
- abstrakte Personalisierung 181 f. 
- und Ausschluß der Alleinvertretung 162f. 
- Beschlußfähigkeit 179f. , 183, 340ff . , 373 
- EG-Kommission 173 f. 
- und Einzelvertretungsmacht 343, 369f f . 
- in der Flugunfal luntersuchung 277f . 
- Formalisierung 180ff . 
- (Gesamt-)Vertretungsmacht 341 f., 343f . , 

373 ff. 
- durch gesetzliche Verwaltungsbeam-

te 184 ff. 
- Justizähnlichkeit 176 
- nichtige Verwaltungsakte 340ff . 
- Positivität und Personalität 184ff . 
- in Präsidialverfassung 161 ff., 176 
- prozedurale und personale Rationali-

tät 175ff . , 373 
- im Schulrecht 185 f., 342 f. 
- Selbstkontrolle 193 
- und Weisungsfreiheit 164, 276 f., 340 
- Zurechnung 183 
Kollusion 303f . , 360f f . 
Kompetenz-Kompetenz 152 ff., 1 5 8 , 2 6 2 
Kontrolldichte 120ff . , 124ff . 
Kontrolle 124 ff. 
- im behördlichen und gerichtlichen Verfah-

ren 124 ff. 
- verwaltungsinterne (Prüfungs-

recht) 104f. , 190f. , 278 
- und Zeichnungsrecht 55f. , 400 

Legitimation durch Organisat ion 194f. 
Lehrerkonferenz 185 f. 
Leistungsprinzip 10, 12f., 24f . , 154 

Machtlosigkeit als Fehlerfolge 334ff . 
M a n d a n t 199ff . , 208, 248 
M a n d a t 
- Definition 198, 208, 234 
- Einheitsidee 208, 213, 226, 228f . 
- und Evokation 243 
- Funkt ionen 248, 282f . 
- innerbehördliches 219 ff. 
- als Institution der innerbehördlichen Inte-

gration 218f . , 225f . , 240 
- als Kombinationsleistung 219 
- über Körperschaftsgrenzen 238f . 
- und Mißachtung des materiellen 

Rechts 358 
- als Vorgang der Einheitsbildung 219, 222 
- zwischenbehördliches 22, 222ff . , 309f . , 

312, 327 
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M a n d a t a r 208 , 21 Off., 219ff . , 248 
- Außenvertre tungsmacht 216f f . 
- als Bote und Vertreter 211 ff. 
- Eigenständigkeit 228 
- als geborener Vertreter 217 
- als Repräsentant 213 ff. 
Manda tsverbo t 234, 285, 370 
- und Mitwirkungsverbot 368 
- bei Vertretung mit Vertretungs-

macht 369f . 
- bei Vertretung ohne Vertretungs-

macht 329f f . 
Minister 42ff . , 47f f . 
Ministererlaubnis (GWB) 165f. , 338, 402 
Minis terverantwortung 47ff . 
Ministervorbehalte 110f. , 114f. 
Ministerium 42f f . 
Mißbrauch der Vertretungsmacht 
- Evidenz 374, 338f . , 377f . , 396f . 
- im Zeichen des Behördenprinzips 351 ff. 
- im Zeichen des Personalprinzips 369 ff. 
Mitvertretung, interne 50, 55, 175, 189f. , 

287f . , 367, 383f . , 4 0 0 , 4 0 2 
- der Vertreter ohne Vertretungs-

macht 329 ff. 

Nebenver t re tung 92, 145 
Nichtakt 297, 381, 393f f . 
Nicht-Beamte 347ff . 
Nicht-Standesbeamte 349f . 
Nicht-Vertreter mit Vertretungs-

macht 347ff . 
Nicht-Vertretung 290f . , 299f . 
- durch Amtspersonen 305 ff. 
- und faktische Vertretung 348 f. 
- durch Geschäftsstellenbeamte 313 f. 
- Nicht -Zurechnung 396 
- durch Privatpersonen 294ff . 
- und Vertretung ohne Vertretungs-

macht 324 ff. 
- bei vis absoluta 324 
Noch-nicht-Vertretung 320 ff. 

Organadäquanz 119, 159, 192f. , 245f . , 
250f f . 

Organe (Staatsorgane) 14ff. , 75, 118, 183, 
202ff . , 205, 282 

- „besondere" 200, 207f . , 2 6 7 
- Organ-Organisa t ion 203 f., 206 
- personalistische Konstrukt ion 204, 206 
- Rechtsfähigkeit 206 
Organisat ion 
- und juristische Person 14 Fn. 1, 15 

- und Repräsentat ion 214f . 
- und Staat I f f . , 200 
- Statik und Dynamik 255 f. 
„Organisat ion Gehlen" 10 
Organisationsgesetz 249 ff. 
Organisat ionsgewalt 102 
- des Behördenchefs 82, 98, 155, 206 , 208, 

264 
- im Bereich der Behörde 250 ff. 
- des Gemeinderats 80ff . 
- des Gesetzgebers 110f. , 156ff . 
- als Staatsaufgabe 251 
- zwei geborene Inhaber 252 
Organperson 
- Begriff 203, 206 
- als Inhaber der Zuständigkeit 199f. , 2 0 7 
- als M a n d a n t 206 ff. 
- und M a n d a t a r 199ff . , 208, 247f . , 269 
- Theorie 199ff . 
- virtuelle Allzuständigkeit 271 f. 
Organschaf t 203 
Organtheor ie 14ff . 

„Person im Staat" 291 
Personalisierung durch Gesetz 108 ff., 

160 ff. 
- fakultativer Zugriff 269f f . 
- obligatorischer Zugriff 278 ff. 
- von Verfassungs wegen 278 
Personalprinzip 127, 158, 191ff . , 402 
- und Behördenprinzip 275f . , 282, 380 
- und Demokrat ie 192 
- Fehlerfolgen 285f . , 369ff . 
- und Gesetz 269ff . , 402 
- Gewährleistungspotential 277f . , 285 
- im Kommunal recht 379 
- als Prinzip der gesetzlich vermuteten 

Kompetenz 158, 192, 273, 277f . , 281 
- im Verwaltungsprozeß 375f . 
Personen im Sinne des Gesetzes 18 ff. 
Positivität und Personalität 118ff . , 158, 

184ff . , 194 
Präsidialvorbehalt (GWB) 165 
Preußisches Landrecht (ALR) 302, 305 
Privatakte 298f . , 299f f . 
- Genehmigungsfähigkeit 296 f. 
- Nicht-Etatisierung 295ff . , 397 
Privatisierung, funkt ionale 21 s.a. Etatisie-

rung, funktionale 
Privatisierung der Vertretung 21 f., 294f . 
Prokura 3 1 , 2 1 7 , 2 6 9 , 2 9 0 , 3 3 6 , 3 9 7 
- und Beiordnung 217 , 221f . , 370f . 
- des innerbehördlichen Manda ta r s 216f f . 
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- und M a n d a t 216ff . , 268f . , 344, 399 
- ohne M a n d a t 352 f. 
- positive und negative Begründung 218, 

354 
- und Schlußzeichnung 290 
- des zwischenbehördlichen Manda -

tars 230f f . 
Prozeßvertreter 75 ff. 
Prüfungsrecht 98 ff. 

Quis iudicabit-Frage 3ff . , 17, 116, 278 , 
369, 403 

Recht auf den gesetzlichen Verwaltungsbe-
amten 193, 281, 282ff . , 369, 371, 374f . , 
3 75 f. 

Recht auf die gesetzliche Verwaltungsbehör-
de 266f . , 384ff . 

Recht auf den unbefangenen Verwaltungsbe-
amten 366 

Recht auf den ,ungesetzlichen' Verwaltungs-
beamten 3 76 ff. 

Recht auf die unzuständige Verwaltungsbe-
hörde 386ff . 

Rechtsstaatsprinzip 48, 108ff . , 120ff. , 
129f. , 245f f . 

- Kriterien der gesetzlichen Personalisie-
rung 108 ff. 

- Rechtssicherheit 347 
- Struktur der kollegialen Vertre-

tung 175 ff. 
Referendar 269, 286, 334f . , 336 Fn. 183 
Regulierungsbehörde (TKG) 167ff . , 266 f. 
Repräsentat ion 214ff . , 2 3 3 
- durch faktische Vertreter 348 f. 
- durch Gesetz 249f . 
- Klagbarkeit 267, 282f . , 285, 369ff . , 

375f . , 384ff . 
- durch M a n d a t 216 
- ohne M a n d a t 353 
Richter, gesetzlicher 4f. , 8, 33, 103, 108, 

126 f. 
- und gesetzlicher Verwaltungsbeam-

ter 123 f., 124 ff., 156ff . 
Richtervorbehalt 120ff . 

Sachverhaltsermittlung (im Besteuerungsver-
fahren) 134 ff. 

Sachverständige 26 f. 
- als interne Mitvertreter 287f . , 403 
- in Kollegialgremien 178 ff. 
Schein-Vertretung 309 ff., 316 

Schlußzeichnung 53f. , 289f . , 400 s.a. 
Zeichnung 

Schulrecht 185f. , 342f . , 369ff . 
Selbsteintritt 240ff . , 382 
Selbstorganisation der Behörde 109, 136, 

149, 159, 170, 194, 215, 221, 233, 278 
Selbstorganschaft 14f., 21 ff., 230f . , 260, 

290f . , 297, 348, 402f . 
- und Behördenprinzip 256, 352 
- Durchbrechung durch zwischenbehördli-

ches M a n d a t 260 
- in der Flugunfal luntersuchung 276, 278 
„Sonderermit t ler" Hirsch 23ff . , 295, 325f f . 
Sondervertretung, amtlich-private 23 ff., 

179f. , 192, 294 
Staat 
- Handlungsfähigkei t 14f. 
- als juristische Person 205 
- als Organisat ion 2f. , 203 f. 
- als organisierte Allgemeinheit 1, 2 4 7 
- Rechtsfähigkeit 395 
Staatsanwaltschaft 
- Amtsmißbrauch und Amtsanmaß-

ung 309ff . 
- Ausdifferenzierung der Vertretungs-

macht 269, 286, 334 
- Einheit und Unteilbarkeit 30ff . 
- Einheitsprokura 269, 334 
- als Genotypus/§ 144 GVG als Referenz-

norm 2 1 6 , 2 3 3 , 2 6 9 
- Hilfsbeamte 39ff . , 232f . , 234 
- Sitzungsvertreter 37f. , 286 , 334ff . 
- Vertretungsfehler 3 34 ff. 
Staatssekretär 45, 92f. , 146, 211 , 275, 312, 

330f f . 
Statusentscheidungen im Beamten-

recht 144 ff. 
Stellvertretung, zivilrechtliche 14, 210, 290, 

308, 325, 360f . 
Substitution 33, 57, 62, 88f. , 94f. , 113, 

1 5 4 , 1 6 3 , 1 6 8 , 2 7 2 , 309f . , 319 

Ultra-vires-Doktrin 390ff . 
Unbefangenheit , Recht der 38f . , 48ff . , 

71 ff., 103, 162, 366 
- als Vertretungsrecht 367 
Unverwertbare Daten 344ff . 
Unwirksame Erklärungen 334ff . 
Unzuständigkeit der Behörde 380ff . 

„Veramtung" 17 
- und Beiordnung 291, 324f . 
- als doppelte Inkorpora t ion 324f . , 396 
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- des Privaten 23ff. s.a. Etatisierung, funk-
tionale 

Verbandskompetenz 391 ff. 
Verfassungsstaat 3, 199 f. 
- als Gesetzesstaat 249 
- und Kontrolle 186 
Verpflichtungserklärungen der Gemein-

de 89 ff. 
Vertrag, öffentlich-rechtlicher 129ff. , 

134ff., 326, 328, 336f. 
Vertrauensschutz 354, 376ff. , 386ff. 
Vertreter 291, 324 f. 
- allgemeiner 82, 93, 150f. 
- geborener 45 , 217, 232, 309, 314 
- gekorener 232, 309, 314, 370, 394 
- Qualifikation s. Befähigung 
- ständiger 45 , 58, 75, 81 f., 92f. , 271 
- Statusbegründung 291 , 324f. , 370, 396 
- virtueller 309ff. 
- Wissenszurechnung 306 ff., 354 
Vertretung 
- Abgrenzung von Stellvertretung 14, 291, 

324 f. 
- bei Abwesenheit/Verhinderung 81, 92f., 

146f. , 181, 2 7 0 f . , 2 7 5 
- Außenvertretung, reguläre 287 
- als begriffliche Abbreviatur 15 
- und Bekanntgabe 314ff. , 320ff . 
- und Botenschaft 7, 62, 210ff . , 218 , 242, 

3 82 f. 
- des Bundespräsidenten 145 f. 
- Definition 21, 287 
- in Eigenmacht und Gebundenheit 62 
- in Eigenverantwortung 56ff., 213ff . 
- faktische 348 f. 
- Gesamtvertretung 89ff., 160ff., 281, 

340ff. , 397 
- irreguläre 292 
- kollegiale 160ff., 277f . 
- Mitvertretung, interne 50, 55, 175, 

189f. , 275, 2 8 7 f . , 3 8 3 f . , 402 
- Nebenvertretung 92, 145, 271 
- durch Private 15, 294ff . 
- im Prozeß 75 ff. 
- und Repräsentation 215f . 
- schwebende Unwirksamkeit 328 
- schwebende Wirksamkeit 337f. , 360ff . 
- Sondervertretung, amtlich-private 23 ff., 

277 , 279ff. , 288, 294, 299f . 
- des Staates 14, 291, 324, 394f . , 4 0 4 
- ohne Vertretungsmacht 86ff., 89ff., 

324ff. , 396f . 
- zentripetale 42ff . , 56ff., 79f. , 83, 100 

- und Zeichnungsrecht s. Zeichnung 
- zivilrechtlicher Tatbestand 290 
- Zugriff des Gesetzgebers 269ff . , 275, 

278 ff. 
- und Zurechnung 291 , 306, 315f. , 321, 

324f . , 396 
Vertretung ohne Vertretungsmacht 324ff. , 

342 
- Genehmigungsfähigkeit 325ff. , 397 
- kollegiale Vertretung 340ff. 
- im Zivilrecht 325 
Vertretungsfehler 
- Befangenheit 364ff . 
- erkennbar unlautere Vertretung 360ff. 
- Heilung ex post 296ff . , 325ff. , 336f. , 

346 f. 
- und Korrektur 306, 319 
- Mißbrauch der Vertretungsmacht 351 ff. 
- Nichtakt 295, 297f . , 301 
- Nichtige Verwaltungsakte 297, 337ff. 
- Nicht-Vertretung 294ff . 
- Schwere des Fehlers 339 
- Typologie 396ff . 
- Unzuständigkeit der Behörde 380ff . 
- Verbandskompetenz 391 ff. 
- Vertretung ohne Vertretungs-

macht 324ff. , 334ff. 
Vertretungsmacht 
- Abstraktheit 217, 290 , 336 
- akzessorisch und sektoral 269, 291, 397, 

400 
- kraft Beiordnung 217, 291, 310, 324f . 
- und Bekanntgabefähigkeit 341, 356 

Fn.34, 396 
- des Bürgermeisters 79f. , 379 
- Einheitsprokura s. dort 
- unter Gesetzesvorbehalt 268 f., 290, 397 
- gesetzliche Ausdifferenzierung 285 f., 

327f . , 399 
- und Mandat 216ff . , 232, 268 , 283, 336 

Fn. 183, 344 
- Mißbrauch 351 ff., 369ff . 
- ohne Mandat 352f. 
- Rechtssicherheit und Publizität 268 
- schwerer und offenkundiger Miß-

brauch 338f. , 374 
- des ,ungesetzlichen' Verwaltungsbeam-

ten 369f. , 397f. 
- Verallgemeinerungsfähigkeit des § 144 

GVG 216 
- und Vertrauensschutz 354 
- und Vertretungsbefugnis 46f . , 83f. , 377 , 

397 
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- kraft Zugehörigkeit 221 , 291, 324f. , 395 
Verwaltung 
- Funktionen 6ff., 282 , 369 
- Personal 18ff., 26f. s.a. Amtspersonen-

Status 
Verwaltungsakt 
- Außen-Existenz kraft Zurechnung 317, 

396 
- automatisierter 66ff. 
- Bekanntgabe 314ff . 
- im Ermessen der Behörde 356ff. 
- Form 62ff., 358ff. 
- Korrektur 306, 319, 321, 354 
- und Nichtakt 295 ff. 
- nichtiger 87, 297, 337ff. , 381 
- und Privatakt 294, 296 
- überregionaler 392 
- unterzeichneter 62 ff. 
- wirksam und anfechtbar 338f . , 369ff. , 

382ff. 
- zuständigkeitshalber außenrechtswid-

rig 360ff. , 364ff. , 369ff . 
Verwaltungshilfe 21, 23, 296, 300f. 
Verwaltungspersonenrecht 2ff., 12, 210, 

400 ff. 
- und Behördenzuständigkeit 382 
- Nichtakt als Grenzkategorie 290f . , 393ff . 
- als objektives Statusrecht 324f . 
- und Organisationsrecht 13, 281 
- subjektiv-rechtliche Verfeinerung 283ff . 
- und Verfahrensrecht 159 
Verwaltungsvertrag 129ff., 134ff., 326, 

328, 336f. 
Verwertungsverbote 344ff. , 357f . 
Verwirkung 388f. 
Vis absoluta 324 
Vorbehalt der Hierarchie 46, 53 f., 55, 60, 

103, 109, 165, 1 6 8 , 2 1 8 , 400 
Vorbehalt des Gesetzes 1 5 8 , 4 0 1 
- Anerkennung von Nichtakten 297, 

347ff. , 396 
- und Behördenzuständigkeit 256 ff., 380 
- bei funktionaler Etatisierung 279ff. , 

294f . 
- institutioneller 252, 267, 282f . , 294 

- Totalvorbehalt 251 
- und Vertretungsmacht 268f . , 285f . , 402 
- und Zugriffsbereich 254ff . 

Weisungshierarchie und Legitimation 152 f. 
Wesentlichkeitsdoktrin 118, 122, 182, 

250 ff. 
- im Organisationswesen 252f . , 281 
- und Vertretungsmacht 268 
Wiener Schlußakte 200 
Wissensvertretung 306 ff., 354 

Zeichnung 
- Aktenverfügung 53, 69 
- Begriff 53 ff., 290 
- Doppelfunktion 55f. , 61, 213 
- Hierarchie 46, 56ff., 220 
- nach Maßgabe der Vertretungsbefug-

nis 290 
- als Oberbegriff 53 
- Schlußzeichnung 53f. , 289f . , 400 
- Vorbehalte 54f. , 56, 60f. , 73, 100, 168, 

401 
- Willensbildung und Willensbekund-

ung 290f . 
- Zusätze (i.V.; i.A.) 55, 58, 59 Fn. 151, 

89, 1 4 8 , 2 2 2 Fn. 122 
Zentrale Kommission für die Biologische Si-

cherheit 175, 177ff., 182f., 279 
Zurechnung 
- staatshaftungsrechtliche 310f . , 321 f., 

325 
- als vertretungsrechtliches Grundprin-

zip 306, 314ff. , 321, 324f . , 396 
- durch Zugehörigkeit 221, 229 , 301 ff., 

341 
Zusage 139ff. 
Zusicherung 142 ff. 
Zuständigkeit 
- Ausschließlichkeit 240, 243 
- der Behörde s. Behördenzuständigkeit 
- drittschützende Wirkung 386 
- und Entscheidungsrichtigkeit 384f. 
- und Vertrauensschutz 387ff . 
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